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ARE
ZusammenschluB von Opfern und Geschédigten PN
14 Aktionsgruppen in den Bundesléndern - Kontaktstelle zur EU /\ /FR





In Verbindung mit der

UNION  DER OPFER DER KOMMUNISTISCHEN  GEWALTHERRSCHAFT  (UOKG)

P r e s s e m i t t e i l u n g

Die ARE als Zusammenschluss von engagierten Rechtsstaatlern und Betroffenen von Verfolgung, Enteignung seit 1945 und fortwirkendem Unrecht aus SBZ und DDR und

die UOKG als Sprachrohr Hunderttausender politischer Opfer der SED-Diktatur

erinnern nachdrücklich an die  gemeinsame

                   G r u n d s a t z e r k l ä r u n g  v o m  0 5. A u g u s t  2 0 0 9

                   im Vorfeld der Bundestagswahlen vom 27. September  2009. 

Wir haben darin u. a. festgestellt:

- dass der bundesdeutsche Rechtsstaat bei der Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts

   bisher nachhaltig versagt hat. Dies dokumentiert sich darin, dass zahlreiche

   Unrechtsvorgänge bisher nicht sachgerecht, zum Teil überhaupt noch nicht erfasst hat;

- Behörden und Gerichte die geltenden Wiedergutmachungsgesetze - wie es zum Teil auch

  in der Politik festzustellen ist - daran orientieren, kommunistisches Verfolgungsunrecht  

  soweit wir eben möglich aufrecht zu halten. 

ARE und UOKG nehmen die zunehmenden Bestrebungen zur Verharmlosung des SBZ/DDR-Unrechts, auffallend  besonders in  zwei jungen Ländern, nämlich Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern, zum aktuellen Anlass, sofort weitere Bemühungen zur Aufarbeitung des Unrechts der kommunistischen Willkürherrschaft zu unternehmen.

Zu den dringenden verbleibenden Aufgaben des Gesetzgebers gehören:

- die angemessene Regelung von Ansprüchen der durch Todesschüsse an der Mauer und

  der früheren Demarkationsgrenze Betroffenen bzw. deren Familien;

- die überfällige Einbeziehung der um 1945 in die Sowjetunion verschleppten Frauen,

  Männer und Jugendlichen im das Rehabilitierungsrecht;

- eine angemessene konkrete  Wiedergutmachungsleistung für die in den Lagern der SBZ

  internierten    unschuldigen Personen, darunter auch Opfer der sogen. „Boden- und

  Industriereform“,   sowie die Opfer von innerdeutschen Zwangsaussiedlungen;

- die überfällige Umwandlung der derzeit für einen Teil der Verfolgungsopfer geltenden

  Sozialleistungen in eine tatsächliche Opferrente bei Beseitigung z. B der diskriminierenden

  Bedürftigkeitsprüfung  sowie mit  angemessener Staffelung der Rente nach Haftzeit usw. 

Der bis heute praktizierte Ausschluss dieser oben genannten  Minderheiten-Gruppen   ist weder völkerrechtlich zu rechtfertigen noch ist sie rechtsstaatlich vertretbar. Selbst die DDR hatte 1990 in §§ 18ff. ihres Rehabilitierungsgesetzes diese Wiedergutmachung ausdrücklich vorgesehen, war also offenbar der neuen Bundesrepublik voraus...

ARE und UOKG erinnern außerdem mit Nachdruck an die Zusagen in den Koalitionsprogrammen von CDU/CSU und FDP. Diese Versprechen dürfen nicht im aktuellen Problemdruck der Krisenlage in den Hintergrund gedrängt werden.

ARE und UOKG werden mit sofortiger Wirkung und intensiv in Ihrer Öffentlichkeitsarbeit an die Umsetzung der in der Grundsatzerklärung vom 05. August 2009 detailliert festgelegten Punkte erinnern und können auf eine breite Unterstützung in der Bevölkerung, insbesondere auch in den jungen Ländern -in letzter Zeit wieder  mehr als früher – vertrauen.

Für die ARE                                                     Für die UOKG

Manfred Graf v. Schwerin                                     Rainer Wagner
                                                 

14.01.2010
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